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Nach dem Brandunglück vom 1. Januar 2026 
in Crans-Montana sind die Themen Brand-
schutz und Feuerpolizei schlagartig in den Fo-
kus der öffentlichen Debatte gerückt. Diese 
Themen und wohl auch die Diskussion dar-
über sind aber wohl mindestens so alt wie die 
menschliche Zivilisation selbst. 

Zivilisation vs. Feuer 

In der Vergangenheit konnten Brandunglücke 
ganze Stadtteile und Siedlungen auslöschen. 
Baumaterialien, enge Bauweise, offenes Feuer 
– die Brandgefahr war im Altertum und im 
Mittelalter allgegenwärtig. Zwangsläufig ge-
hörte die Brandbekämpfung bereits damals zu 
den Bürgerpflichten (sog. Wachtdienst). Es 
entstanden erste Satzungen, um den Aus-
bruch verheerender Feuersbrünste ex ante zu 
verhindern. In der frühen Neuzeit nahm man 
sich der menschlichen und wirtschaftlichen 
Folgen von Feuer- und Naturkatastrophen an: 
es entstanden die ersten Brandschutz- bzw. 
Gebäudeversicherungen. Das heutige Brand-
schutzrecht ist so aus einer längst erfolgten 
Reaktion auf die Gewalt des Feuers entstan-
den und gestaltet sich heute inhaltlich so weit 
technisch entwickelt wie die moderne Zivilisa-
tion, was sich in der vorhandenen Literatur 
dazu widerspiegelt. Dennoch schein es an ei-
ner juristisch-begrifflichen Auseinanderset-
zung mit der Feuerpolizei und dem Brand-
schutz sowie an einem Kompendium zum Rah-
men der Schweizerischen Brandschutzrechts 
zu fehlen. Der vorliegende Beitrag vermag 
diese Lücke zwar nicht zu schliessen, aber will 
einen Starpunkt für eine eingehendere juristi-
sche Analyse setzen. 

Was Feuerpolizei und Brandschutz sind 

Begrifflich bedeuten Feuerpolizei und Brand-
schutz im Wesentlichen dasselbe. Ersterer ist 
klar dem Polizeibegriff des modernen libera-
len Rechtsstaates entnommen und weist da-
mit auf die Gewährleistung der öffentlichen 
inneren Sicherheit und Ordnung durch den 
Schutz der klassischen Polizeigüter vor den 
Gefahren unkontrollierten Feuers hin, der 
Brandbekämpfung durch die Feuerwehr. Der 

Schutz ist aber auch vorgelagert, indem Vor-
schriften über die Bauweise (Baupolizei) und 
die Nutzung sowie das Verhalten allgemein 
die Entstehung von Bränden verhindern soll. 
Prävention und Bekämpfung von Bränden bil-
den den Brandschutz und die Regeln darüber 
können klassisch der Polizei zugeordnet wer-
den – sie bedeuten als ein und dasselbe, über-
schneiden sich rechtlich aber besonders mit 
dem Baupolizeirecht sowie den Bauprodukte-
vorschriften aus dem Sachbereich des Abbaus 
technischer Handelshemmnisse. 

Interkantonales und kantonales Recht 

Gestützt auf die Interkantonale Vereinbarung 
zum Abbau technischer Handelshemmnisse 
(IVTH) hat dessen Vollzugsorgan, das IOTH, 
2003 erstmals die Brandschutzvorschriften 
der Vereinigung kantonaler Feuerversicherun-
gen (VKF) für verbindlich erklärt. Damit wur-
den die grundlegenden Brandschutzvorschrif-
ten landesweit durch kantonale Zusammenar-
beit vereinheitlicht, womit das Brandschutz-
recht heute grundlegend interkantonales 
Recht ist, das durch die Kantone vollzogen 
wird. Das kantonale Recht führt diese Vor-
schriften z.T. weiter aus und regelt v.a. das den 
lokalen und regionalen Bedürfnissen ange-
passte Feuerwehr-, Kaminfeger- und ggf. Ge-
bäudeversicherungswesen. 

Bundesweite Harmonisierung 
durch föderale Kooperation 

Das Schweizerische Brandschutzrecht ist heu-
te somit zusammen mit dem HarmoS-Konkor-
dat, dem IVöB und den vielen Polizeikonkorda-
ten eines der erfolgreichen und prominentes-
ten Beispiele für eine erfolgreiche gesamt-
schweizerische Rechtsharmonisierung basie-
rend auf der freiwilligen Zusammenarbeit der 
föderalen Körperschaften – ganz ohne staats-
rechtliche Kompetenzerosion auf Seiten der 
Kantone und vor allem ohne regulatorische In-
tervention des Bundes. Ein Lehrstück für die 
institutionelle Zukunft der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und den Schweizer Födera-
lismus. 


